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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Neue Medien

Als erste der grossen Parteien präsentierte eine SP-Arbeitsgruppe unter der Leitung
von Edith Graf-Litscher (sp, TG), welche seit den eidgenössischen Wahlen vom Oktober
2015 neu Mitglied der sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrats ist, im
November 2015 ein Positionspapier zur Internetpolitik, dem die Delegierten an ihrer
Versammlung im Folgemonat in St. Gallen zustimmten. Darin legen die
Sozialdemokraten ihre Sicht auf das Internet als Service Public dar, der nach
demokratischer Legitimierung frage und Ungleichheiten abbauen soll. Hierbei sollen
zum einen die rechtlichen Bestimmungen zur Ahndung von Rassismus, Homophobie
oder Sexismus verschärft und zum anderen einkommensschwachen
Bevölkerungsschichten der kostenlose Zugang zum Internet gewährt werden. Neben
weiteren Forderungen in unterschiedlichen Bereichen unterstützt die SP ferner explizit
die Möglichkeit zur staatlichen Überwachung im Cyberspace, sofern diese der
Aufklärung von schweren Verbrechen dient, im öffentlichen Interesse liegt und das
Verhältnismässigkeitsprinzip wahrt. Gleichzeitig stellt sich die Partei jedoch gegen eine
"verdachtsunabhängige, flächendeckende Überwachung" oder die Überwachung im
Rahmen des Geheimdienstes, was sie an derselben Delegiertenversammlung mit dem
Beschluss zur Unterstützung des Referendums zum Nachrichtendienstgesetz
untermauerte. Im Unterschied zu beinahe allen restlichen Forderungen im
Positionspapier wurde der Beschluss zu den letztgenannten Punkten relativ knapp
gefällt. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.11.2015
MARLÈNE GERBER

1) Protokoll DV SP vom 5.12.2015; SP (2015). Internetpolitik; NZZ, 14.11.15
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